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UNGEWÖHNLICHER
TRANSPORT IN WIEN

Erhobenen 
Hauptes!

Seite 14

AKTUELLES INTERVIEW

„Seid vernünftig!“ 
In Sachen Lang-Lkw soll die Politik 
endlich über ihren Schatten springen, 
meint Schmitz Cargobull Vorstandsvor-
sitzender Andreas Schmitz. � Seite 38
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ZUM AUTOR

DEUTSCHLAND

Mautrückerstattung: Viele Fragen
Bei der Mautrückforderung in Deutschland üben Verlader Druck aus. Dabei 
treten spannende Fragen auf: Wurden Unterfrachtführer eingesetzt? Wurde die 
Maut in den Offerten separat ausgewiesen? Wir haben die Antworten. 

er EuGH hat in der Rechtssache 
C-321/19 mit Urteil vom 28. Oktober 

2020 ausgesprochen, dass die Lkw-Maut 
in Deutschland deshalb nicht europa-
rechtskonform ist, da sie gegen die Wege-
kostenrichtlinie verstößt (wir berichte-
ten). Die Einbeziehung der Kosten der 
Verkehrspolizei in die Kalkulation der 
Mautsätze widerspricht EU-Recht. Dies 
ist darauf zurückzuführen, dass die Kos-
ten der Verkehrspolizei in die Berech-
nung der Mautgebühren in Deutschland 
mit eingeflossen sind. Derzeit ist noch im 
anhängigen Verfahren vor dem OVG 
Münster die tatsächliche Höhe der Maut-
überhöhung festzustellen. Man geht der-
zeit von einer Schätzung von ca. 4 bis 6 
Prozent der unzulässigen Überhöhung 
aus.

Wer darf Maut zurückfordern?
Auf Grundlage des oben genannten 
Urteils, haben Unternehmen, welche auf 
deutschen Autobahnen Maut bezahlt 
haben, rückwirkend für die letzten drei 
Jahre einen Erstattungsanspruch gegen 

das deutsche Bundesamt für Güterver-
kehr (BAG) in Höhe der überbezahlten 
Mautgebühren. Die Erstattungsansprü-
che können beim BAG angemeldet 
werden.

Gegenüber dem (BAG) sind jedoch nur 
die tatsächlichen Mautschuldner unmit-
telbar anspruchsberechtigt. Das bedeu-
tet, dass nur jene Unternehmen eine 
überbezahlte Maut zurückfordern kön-
nen, die selbst Transporte auf deutschen 
Autobahnen mit eigenen Lkw durchge-
führt und somit direkte Maut bezahlt 
haben. Somit besteht kein Rückforde-
rungsanspruch etwa für Spediteure ohne 
eigenen Fuhrpark oder Frachtunterneh-
men, die sich zur Durchführung des 
Transports eines Subunternehmers 
bedient haben.

Auskehren
Mittlerweile treten viele Auftraggeber 
der „verladenden Wirtschaft“ mit Rück-
forderungsansprüchen an Spediteure 
und Frachtführer heran und fordern 
diese auf, eine Verjährungsverzichtser-
klärung abzugeben und zu erklären, dass 
die (grob geschätzten) Mautüberhöhun-
gen von 4 bis 6 Prozent an die Auftrag-
geber „ausgekehrt werden“.

In diesem Zusammenhang ist vorerst 
zu prüfen, ob der Transport vom Fracht-
führer bzw. Spediteur tatsächlich selbst 
durchgeführt und von diesem direkte 
Maut bezahlt wurde. Wurden die deut-
schen Autobahnen vom Unternehmer 
nicht selbst benützt, sondern Unter-
frachtführer eingesetzt, welche die Maut 
schlussendlich abgeführt haben, ist der 
Unternehmer selbst gar nicht zu einem 

D Rückforderungsanspruch gegen das BAG 
berechtigt. Somit kann dieser auch gar 
keine Rückerstattung des BAG für die 
überhöhte Maut an seinen Auftraggeber 
bezahlen, da dieser selbst keine Rücker-
stattung erhält. 

Maut separat ausgewiesen?
Weiters ist zu beachten, ob in den Offer-
ten an den Auftraggeber, die Maut sepa-
rat ausgewiesen wurde. Da dies bei den 
meisten Unternehmen zu verneinen ist, 
werden diese als Fixkostenspediteure 
gemäß § 413 UGB bzw. als Frachtführer 
zu einem Fixpreis/Pauschalpreis tätig. 
Bei solch einer Fixkostenvereinbarung, 
bei der die Maut nicht separat ausgewie-
sen wurde, besteht meines Erachtens 
auch keine Verpflichtung der Bezahlung 
der überhöhten Maut an den Auftragge-
ber, selbst dann, wenn der Unternehmer 
selbst eine solche Rückerstattung vom 
BAG erhält. Es liegt in der Natur der 
Sache, dass die Fixkostenvereinbarung 
derartige Rückforderungen verhindern 
sollte, auch wenn sich einige Parameter 
der Kalkulation nachträglich zugunsten 
oder zulasten des Spediteurs/Frachtfüh-
rers ändern. 

Bereicherungsrecht? 
Etwas komplizierter gestaltet sich die 
Situation, wenn ein Transportunterneh-
men tatsächlich Transporte auf deut-
schen Autobahnen selbst durchgeführt 
hat und somit eine Mautrückerstattung 
vom BAG erhält oder ein Spediteur vom 
eingesetzten Subfrachtführer die über-
höhte Maut rückerstattet bekommt. Auf 
den ersten Blick mag es zwar so erschei-
nen, dass der Auftraggeber einen berei-
cherungsrechtlichen Anspruch gegen den 
Auftragnehmer haben könnte, da es zu 
einer Vermögensverschiebung zugunsten 
des Auftragnehmers gekommen ist. 
Allerdings ist auch in solch einer Situa-
tion zu prüfen, ob die Maut vom Auftrag-
nehmer in seinem Offert an den Auftrag-
geber gesondert ausgewiesen wurde. 
Erfolgte keine solche gesonderte Auswei-
sung der Maut, so scheidet auch hier der 
Rückerstattungsanspruch des Auftrag-
gebers aus.

Keine Verpflichtung
Schließlich ist festzuhalten, dass selbst 
dann, wenn die Maut durch den Auftrag-
nehmer gesondert ausgewiesen wurde 
und dieser tatsächlich einen Rückforde-
rungsanspruch gegen das BAG hat, der-
artige Vermögensverschiebungen sich 
wahrscheinlich im Bagatellbereich bewe-
gen. In diesem Zusammenhang muss 
nämlich auch berücksichtigt werden, 
dass dem Frachtführer/Spediteur keine 
Verpflichtung auferlegt werden kann, 
Ansprüche gegen das BAG geltend zu 
machen bzw. die Unterfrachtführer zu 
verpflichten, ihre Ansprüche gegenüber 
der Republik Deutschland auf eigenes 
Risiko und Kosten geltend zu machen.

Zusammengefasst besteht somit in 
den meisten Fällen kein Rückerstat-
tungsanspruch des Auftraggebers gegen 
seinen Auftragnehmer, da dieser entwe-
der selbst gar keinen Rückerstattungs-
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NO SUB Einen Rückforderungsanspruch der überhöhten 
deutschen Maut gegen das BAG haben nur jene Unterneh-
men, die tatsächlich selbst Transporte auf deutschen Auto-

bahnen durchgeführt und Maut bezahlt haben. 
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BESSER RECHT ALS SCHLECHT

Schon Verdacht kann Totalschaden sein
IMPFSTOFFE Arzneimitteltransporte 
sind zurzeit aufgrund der vorherrschenden 
Covid-19 Situation und dem damit notwen-
digen Transport von Impfstoffen besonders 
wichtig. Bei temperaturgeführten Arznei-
mitteltransporten kann ein Schaden 
bereits dann gegeben sein, wenn das Gut 
zwar nach außen hin wie körperlich unver-
sehrt erscheint, aufgrund einer zu hohen 
oder zu niedrigen Transporttemperatur 
jedoch der Verdacht einer Beeinträchti-
gung des Gutes vorliegt. Temperaturabwei-
chungen schaffen meistens einen Verdacht 
auf Beeinträchtigung bei sensiblen Gütern. 

Wann Temperaturschaden? 
Die Beschädigung des Frachtguts ist eine 
äußere oder innere Substanzverschlechte-
rung, die eine Wertminderung des Gutes 
zur Folge hat. Bei temperaturgeführten 
Transporten handelt es sich meist um 
innere Substanzverschlechterungen. Diese 
liegen dann vor, wenn das Gut zwar nach 
außen hin wie körperlich unversehrt 
erscheint, aber durch äußere Einflüsse 
während des Transports Qualitätsminde-
rungen erlitten hat, die dazu führen, dass 
nur eine Verwertung mit geringerem Erlös 
möglich ist. Die häufigsten Temperatur-
schäden resultieren aus einer Substanz-
verschlechterung aufgrund der Erwär-
mung infolge ausgefallener oder unzurei-
chender Kühlanlagen. Zu beachten ist 
jedoch, dass es nicht unbedingt zu einer 
tatsächlichen Substanzbeeinträchtigung 
der Güter kommen muss, sondern auch 
dann ein Schaden im Sinne der CMR vor-
liegen kann, wenn es im Zuge des Trans-
ports zu einer Temperaturüber- bzw. 
-unterschreitung kam und demnach bloß 
der Verdacht einer Substanzbeeinträchti-

gung besteht. Die Wertminderung liegt 
hierbei nämlich darin, dass der Käufer bzw. 
Empfänger in der Regel die erwärmte oder 
unterkühlte Ware nicht mehr annehmen 
muss.

Gesetzliche Verankerung 
bei Medikamenten
In Hinblick auf Arzneimittel, unter wel-
chen Begriff auch Impfstoffe fallen, gibt es 
in Österreich das Arzneimittelgesetz sowie 
die Arzneimittelbetriebsordnung, welche 
unter anderem Vorschriften für den Trans-
port enthalten.
Gemäß § 30 Abs. 8 Z 4 Arzneimittelbe-
triebsordnung sind Arzneimittel und Ver-
packungsmaterial so zu transportieren, 
dass sie u.a. weder in unvertretbarem 
Maße Hitze, Kälte, Licht, Feuchtigkeit oder 
einem anderen schädlichen Einfluss aus-
gesetzt sind. 
Aus dieser Vorschrift ist abzuleiten, dass 
Arzneimittel stets bei der vorgeschriebe-
nen Temperatur zu transportieren sind. 
Darüber hinaus normiert § 33 Abs. 5 Arz-
neimittelbetriebsordnung, dass eine Wie-
derverwertung von Arzneimitteln, die 
unsachgemäß gelagert oder transportiert 
wurden bzw. deren Qualität sonst negativ 
beeinflusst wurde, verboten ist und diese 
Arzneimittel nachweislich zu vernichten 
sind.

Schadensfeststellung 
Da Temperaturschäden bei Arzneimitteln/
Impfstoffen äußerlich nicht erkennbar 
sind, kann auch ohne festgestellte Subs-
tanzverschlechterung allein aufgrund 
eines Schadenverdachts ein Schaden vor-
liegen. Bereits bei nachgewiesener Tempe-
raturüberschreitung oder -unterschrei-

tung ist daher in der Regel ein Schaden 
gegeben, weil bei unzureichender Kühlung 
die betroffene Ware gemäß den oben 
genannten Vorschriften nicht mehr in den 
Verkehr gebracht werden darf und nach-
weislich vernichtet werden muss. Unbe-
dingt zu beachten ist hierbei jedoch, dass 
der Schadensverdacht bzw. die Nichtein-
haltung der vorgeschriebenen Temperatur 
festgestellt werden muss, bevor die Ware 
vernichtet werden darf.

Fazit 
Zusammenfassend kann bereits die Abwei-
chung von der vorgeschriebenen Tempera-
tur bei Transporten von Arzneimitteln und 
damit der bloße Verdacht einer Substanz-
beeinträchtigung zum Vorliegen eines 
Schadens führen. Da die Abweichung von 
der vorgeschriebenen Temperatur jedoch 
festgestellt werden muss, ehe die Vernich-
tung erfolgt, sollte ein Schadensverdacht 
umgehend an die Haftpflichtversicherung 
gemeldet und ein Sachverständiger zur 
Schadensfeststellung beigezogen werden. 
Dies verbessert die Beweislage für einen 
späteren Gerichtsprozess enorm. Das Vor-
liegen eines Schadens ist jedoch 
für jeden Einzelfall gesondert 
zu prüfen und empfiehlt sich 
jedenfalls die Beauftragung 
eines mit den einschlägigen 
gesetzlichen Bestimmungen 
vertrauten Experten. 

VERSICHERUNGEN

Kosten senken, jetzt! 
Qualifiziertes Schadensmanagement, elektro­
nische Helferlein und ein „Tagesmaximum“ 
können helfen, Versicherungskosten zu senken. 

uch wenn die Corona Pande-
mie für viele Frächter nicht 

die Konsequenzen hatte wie in 
anderen Branchen und teilweise 
sogar von Umsatzsteigerungen 
gesprochen wird, hält doch der Kos-
tendruck im Güterbeförderungsge-
werbe weiter an. Naturgemäß ist 
bei Transporteuren der Fuhrpark 
die bei weitem größte Position bei 
den Versicherungskosten. 

Kasko und Haftplicht
Um hier wesentlichen Erfolg bei 
der Reduzierung der Prämien zu 
erzielen, teile ich den Aufwand in 
zwei Bereiche: Erstens die Kfz-
Haftpflicht. Und zweitens die Kfz-
Kasko. Durch den Fahrer verur-
sachte Haftpflichtschäden sind das 
tägliche Dilemma für jeden Trans-
portunternehmer. 
Durch den Einsatz eines qualifi-
zierten Schadensmanagements 
eines externen Beraters kann hier 
wesentlich in das Schadensauf-
kommen eingegriffen werden. Dies 
bedarf einer engen Zusammenar-
beit zwischen Frächter und Bera-
ter. Allein durch die Abstimmung 
der Schadenmeldung im Vorfeld 
wird vermieden, dass die Verschul-
densfrage seitens der Versicherung 
oft zu Lasten des Fahrers ausgelegt 
wird. Durch den Einsatz von elek-
tronischen Hilfsprogrammen kann 
in vielen Fällen die Unschuld – oder 
zumindest nur eine Teilschuld – 
nachgewiesen werden. Die Summe 
der Maßnahmen ermöglicht somit 
die Reduktion des Schadensatzes, 

was wiederum eine Senkung der 
Kfz-Haftpflichtprämie für den 
Fuhrpark bewirkt.

Tagesmaximum 
Die Kasko als Eigenschadenversi-
cherung unterliegt gänzlich ande-
ren Kriterien: Hier geht es um den 
Schutz des eigenen Fuhrparks und 
somit oftmals um eine sehr genaue 
Kosten-/Nutzenrechnung. Traditi-
onell werden in der Kasko alle Kfz 
einzeln nach ihrem Kaufpreis ver-
sichert. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass mehrere Fahrzeuge einer 
Flotte am selben Tag einen erheb-
lichen Schaden erleiden, ist äußerst 
unwahrscheinlich. Darum als 
Alternative, und damit billiger in 
der Prämie, bietet sich hier unsere 
„Tagesmaximumkasko“ an. Bei 
diesem Modell wird der gesamte 
Fuhrpark (mit einer definierten 
Altersgrenze) zu einer maximalen 
Versicherungssumme pro Tag ver-
sichert. Durch gleichzeitige Anpas-
sung des Selbstbehaltes ergeben 
sich hier Einsparungen an der 
Prämie von bis zu 60 Prozent! 
Nutzen Sie die Chance und infor-
mieren Sie sich über unser Scha-
densmanagement-
Programm, wel-
ches speziell mit 
der WKO für 
das Transport-
gewerbe entwi-
ckelt wurde. 

TIPP

Michael Patocka
IRM Versicherungsmakler 
und -beratungs GmbH 
Börsegasse 9, 1010 Wien 
E-Mail m.patocka@irm-broker.com
www.irm-broker.com
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Von Mag. Alexej Miskovez,
Rechtsanwaltskanzlei Dr. Schärmer

KOMMENTAR

A

n	 Einen Rückforderungsanspruch der 
überhöhten Maut gegen das BAG haben 
nur jene Unternehmen, die tatsächlich 
selbst Transporte auf deutschen 
Autobahnen durchgeführt und Maut 
bezahlt haben.

n	 Bei Unternehmen die selbst keine 
Ansprüche gegenüber dem BAG geltend 
machen können bzw. keine Rückzahlung 
erhalten haben, besteht keine Vermö-
gensverschiebung zu deren Gunsten 

und somit auch keine Bereicherung. 
Aus diesem Grund scheitert ein 
bereicherungsrechtlicher Anspruch des 
Auftraggebers aus. 

n	 Bei einer Fixkostenvereinbarung besteht 
ebenfalls kein Rückforderungsanspruch 
des Auftraggebers gegenüber dem 
Auftragnehmer.

n	 Selbst bei einer separat ausgewiesenen 
Maut ist ein Anspruch des Auftragge-
bers gegen den Auftragnehmer mit 

größter Wahrscheinlichkeit ausge-
schlossen, da derzeit noch keine 
Bereicherung zugunsten des Transport-
unternehmers eingetreten ist (Dieser hat 
ja bisher selbst nichts rückerstattet 
bekommen).

n	 Wir empfehlen daher, keine Verjäh-
rungsverzichtserklärungen oder andere 
Haftungserklärungen im Zusammen-
hang dieser Mautproblematik gegenüber 
einem Auftraggeber abzugeben.

AUF EINEN BLICK

anspruch gegen das BAG hat oder die 
Maut von diesem nicht separat ausge-
wiesen wurde.

Verjährung 
Abgesehen von den oben dargelegten 
rechtlichen Argumenten, die gegen 
einen Rückforderungsanspruch der 
jeweiligen Auftraggeber gegenüber 
dem Auftragnehmer bereits dem 
Grunde nach sprechen, muss auch die 
Zeitschiene im Zusammenhang mit der 
Verjährungsproblematik beachtet wer-
den: Da es sich bei den ausgeführten 
Transporten meist um internationale 
Straßengütertransporte handelt sind 
auf diese die Vorschriften der CMR 
anwendbar.

Die Verjährungsbestimmungen des 
Artikels 32 beziehen sich auf alle 
Ansprüche aus einer der CMR unter-
liegenden Beförderung (Art. 32 Abs. 1 
CMR). Ein Rückforderungsanspruch 
(allenfalls zu viel gezahlter Maut) 
muss somit ebenfalls der Verjährungs-
frist der CMR unterliegen. Die Verjäh-
rungsfrist der CMR beträgt im Regel-
fall ein Jahr. Die Verjährungsfrist 
beginnt in allen Fällen (außer im Falle 
von Verlust, Beschädigung oder Über-
schreitung der Lieferfrist) drei Monate 
nach Abschluss des jeweiligen (einzel-
nen) Beförderungsvertrages. Dies gilt 
im Übrigen auch dann, wenn die inter-
nationalen Straßengütertransporte 
Teil einer multimodalen Beförderung 
sind.

Ausgehend vom Datum der jeweili-
gen Beförderungsverträge müssten 
somit alle Ansprüche nach 15 Monaten, 
gerechnet ab dem Zeitpunkt des jewei-
ligen Beförderungsvertrages, bereits 
verjährt sein und in weiterer Zukunft 
sukzessive verjähren. Auch dadurch 
reduziert sich der Anspruchszeitraum 
bereits jetzt enorm und wird sich künf-
tig sukzessive weiter reduzieren. 

Empfehlungen
Abschließend ist festzuhalten, dass es 
keine klarstellende höchstgerichtliche 
Entscheidung zu einem ähnlichen Fall 
gibt. Es wird daher Neuland betreten. 
Aus den aufgezeigten rechtlichen 
Erwägungen heraus ergeben sich – aus 
derzeitiger Rechtsansicht – Empfeh-
lungen, die im Kasten „Auf einen Blick“ 
(links oben) zusammengefasst wurden! 
Wichtig: Geben Sie keine Verjährungs-
verzichtserklärungen oder andere Haf-
tungserklärungen im Zusammenhang 
dieser Mautproblematik gegenüber 
einem Auftraggeber ab. � B


